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Pressemitteilung der AbL, Landesverband Bayern (18.06.2026) 

 

Neue Gentechnik: EU-Entscheidung bedroht Wahlfreiheit, bäuerliche Existenzen 
und gentechnikfreie Landwirtschaft in Bayern 

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) verurteilt die Entscheidung des 
Europäischen Parlaments, weite Bereiche der Neuen Gentechnik (NGT/NZT) zu deregulieren, als 
verantwortungslos gegenüber Bäuerinnen und Bauern, Verbrauchern und der Umwelt. Mit dem 
Beschluss wird ein großer Teil neuer Gentechnik-Pflanzen rechtlich konventionellen Pflanzen 
gleichgestellt – zentrale Grundpfeiler wie umfassende Risikoprüfung, Kennzeichnung, 
Rückverfolgbarkeit, Koexistenz- und Haftungsregelungen werden massiv geschwächt oder fallen 
ganz weg. 

„Ohne klare Kennzeichnung gibt es keine Wahlfreiheit – weder für Verbraucher noch für uns 
Landwirte“, betont Toni Wollschläger, Vorsitzender AbL Bayern und Bio-Landwirt. „Durch dieses 
Abstimmungsergebnis wird sich aus der Verantwortung für Risikoprüfung, Rückverfolgbarkeit und 
Haftung gestohlen. Damit wird die gentechnikfreie Erzeugung massiv gefährdet und unsere 
wirtschaftlichen Existenzen werden aufs Spiel gesetzt.“ 

Unbeantwortet bleibt die Frage, warum sich die EVP, deren Fraktionsvorsitzender im 
Europaparlament der stellvertretende CSU Parteivorsitzende Manfred Weber aus Niederbayern 
ist, nicht klar gegen diese desaströse Gesetzgebung ausgesprochen hat. Wie Herr Weber und die 
CSU nun den Status „Gentechnikfreies Bayern“ halten wollen bleibt fraglich.  

Die AbL Bayern hatte die Europaabgeordneten aus Bayern im Vorfeld eindringlich aufgefordert, 
den Gesetzentwurf abzulehnen und die gentechnikfreie Erzeugung entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette zu sichern. „Statt die fundierte Kritik aus Landwirtschaft, Umwelt- und 
Verbraucherschutz sowie aus der Wissenschaft ernst zu nehmen, haben sich eine Mehrheit der 
Abgeordneten für die Interessen weniger Gentechnik-Konzerne entschieden“, kritisiert 
Wollschläger. 

Besonders skandalös ist, dass die zunehmende Patentierung von Saatgut nicht wirksam gestoppt 
wird. Statt eines klaren Patentverbots für Pflanzen aus Neuer Gentechnik beschränkt sich die 
Verordnung auf unverbindliche Informationspflichten und Verhaltenskodizes, die die Wirkung von 
Patenten faktisch nicht einschränken. Damit drohen weitere Marktkonzentration, Abhängigkeiten 
von einigen wenigen Konzernen und ein Verlust an Saatgutvielfalt – ein direkter Angriff auf die 
bäuerlichen Rechte und mittelständischen Saatgutzüchtern. 

Mit der jetzt beschlossenen Deregulierung wird das Vorsorgeprinzip ausgehöhlt: NGT-Pflanzen der 
privilegierten Kategorie 1 sollen von den strengen Gentechnik-Regeln ausgenommen werden, 
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obwohl viele Risiken für Umwelt, Biodiversität und die gentechnikfreie Landwirtschaft nicht 
hinreichend geklärt sind. Ohne verbindliche Koexistenz- und Haftungsregeln bleiben 
gentechnikfrei wirtschaftende Betriebe schutzlos gegenüber Kontaminationen, während die 
Verursacher in der Regel nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

„Durch die neuen Gentechnik-Regeln wird unser Recht, gentechnikfreie Lebensmittel zu erzeugen, 
massiv bedroht und damit auch unsere Wettbewerbsvorteile auf den Märkten“, warnt Lucia 
Birkmeir, stellvertretende Vorsitzende AbL Bayern. „Für absehbare Risiken und Schäden soll am 
Ende ich als Bäuerin aufkommen, während Konzerne ihre Profite ohne Kennzeichnung, ohne echte 
Wahlfreiheit und ohne wirksames Patentverbot sichern. Das ist unverantwortlich.“ 

Claudia Gerster, Bundesvorsitzende der AbL fordert eine breite, demokratische Debatte über die 
Zukunft unserer Lebensgrundlagen und unserer Lebensmittelerzeugung  „Statt Deregulierung nach 
den Wünschen der Agrarkonzerne braucht es eine strikte Regulierung aller neuen Gentechnik-
Verfahren, lückenlose Kennzeichnung bis zum Endprodukt, wirksame Koexistenz- und 
Haftungsregeln sowie ein klares Patentverbot auf Pflanzen und Saatgut. Nur so bleiben 
Wahlfreiheit, gentechnikfreie Wertschöpfungsketten und bäuerliche Landwirtschaft in Europa 
gesichert.“ 

 

Hintergrund: 

Das Gentechnikanbauverbot in Bayern ist im Bayerischen Naturschutzgesetz (BayNatSchG) 
verankert. Der Anbau gentechnisch veränderter Pflanzen ist demnach landesweit verboten. Das 
Verbot wurde 2019 im Zuge des Volksbegehrens „Rettet die Bienen!“ gesetzlich festgeschrieben.  

Das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz vergab zwischen 2011 und 
2019 das Logo „Gentechnikanbaufreie Kommune“ an über 220 Städte, Gemeinden und 
Landkreise. 
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